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Geſetz Sammlung 


Be für bie 
Lsniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 10. —— 


(Nr. 2941.) Proviſoriſche Verordnung, die Aufhebung der Mahlſteuer und deren Erſatz durch 
eine direkte Steuer betreffend. Vom 4. April 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums fuͤr den ganzen Umfang 
Unſerer Monarchie, was folgt: 


Gb 

Die auf Grund des H. 1 des Geſetzes tiber die Einrichtung des Ab— 
gabenweſens vom 30. Mai 1820. (Geſetzſammlung Seite 134.) und des Ge⸗ 
ſetzes wegen Entrichtung einer Mahl- und Schlachtſteuer von demſelben Tage 
(Geſetzſammlung Seite 143.) zur Hebung kommenden Mahlſteuer hoͤrt in den⸗ 
jenigen Städten, deren verfaſſungsmaͤßige Vertreter bei der vorgeſetzten Regie⸗ 
rung darauf anfragen werden, an dem von Unſerem Finanzminister zu beſtim⸗ 
menden Tage auf. 


§. 2. 

An Stelle der Mahlſteuer tritt eine direkte Steuer, deren Form der 
Wahl der betreffenden Kommune unter Genehmigung Unſerer Miniſter des 
Innern und der Finanzen uͤberlaſſen bleibt. Dieſelbe ift in denjenigen Staͤd⸗ 
ten, wo direkte Kommunalſteuern bereits beſtehen, als Zuſchlag zu den letzteren, 
wo dergleichen Steuern noch nicht beſtehen, oder wo die Einrichtung der befte- 
henden Steuern die Aufbringung der neuen Steuer im Wege des Zuſchlages 
nicht oder nur zum Theil geftattet, nach Maßgabe eines von der Kommunal» 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. April 1848. 
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behoͤrde der vorgeſetzten Regierung einzureichenden, von Unſeren Miniftern des 
Innern und der Finanzen zu genehmigenden Regulativs zu erheben. 


Handarbeiter, Tageloͤhner und alle ihren Erwerbsverhältniffen nach in 


ähnlicher Lage befindliche Perſonen find von Entrichtung der Steuer befreit. 
Den Kommunen bleibt es uͤberlaſſen, dieſe Befreiung naͤher feſtzuſtellen. 0 


$. 3 


Die Steuer bildet für eine jede Stadt ein feſtes Kontingent, deſſen Be— 
trag zwei Drittheilen des im Durchſchnitt der drei Jahre 1844., 1845. und 
1846. in der Stadt aufgekommenen Rohertrags der Mahlſteuer gleichkommt. 


§. 4. 


Das Veranlagungsgeſchaͤft geſchieht durch die Kommunalbehoͤrde. We⸗ 
gen des hierbei ſo wie bei Reklamationen gegen die Veranlagung zu beobach— 
tenden Verfahrens kommen die in den beſtehenden beziehungsweiſe in den neu 
zu erlaſſenden Kommunal-⸗Steuerregulativen enthaltenen Vorſchriften zur An⸗ 
wendung. 


$. 5. 

Die Erhebung der Steuer liegt den Staͤdten ob, welche dafür 4 Prozent 
von dem Kontingente in Abzug bringen. Die Kommunalbehoͤrde fuͤhrt am 
Aften jeden Monats ein Zwoͤlftheil des von der Stadt aufzubringenden Kon⸗ 
tingents an die Staatskaſſe ab. Ruͤckſtaͤnde und Ausfaͤlle werden aus der 
Kommunalkaſſe vorgeſchoſſen und erforderlichen Falls durch Wiederumlagen 
gedeckt. 


H. 6. 


Wenn einzelne Städte die Fortdauer der Mahlſteuer vorziehen, fo ift 
der Kommunalbehoͤrde ein Drittheil des Rohertrags dieſer Steuer Behufs Ver— 
beſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen durch Ausführung oͤffentlicher Ar— 
beiten oder auf andere den ortlichen Verhaͤltniſſen entſprechende Art zu uͤber⸗ 
weiſen. 


GH, 
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DET; 
Gegenwaͤrtige Verordnung tritt außer Kraft, fobald über die mit der 
kuͤnftigen Volksvertretung zu vereinbarende anderweite Regulirung des Abga— 
benweſens auf verfaffungsmäßige Weiſe Beſtimmung getroffen iſt. 


So geſchehen Potsdam, den 4. April 1848. 


Friedrich Wilhelm. 


Camphauſen. Graf v. Schwerin. v. Auerswald. Dr. Bornemann. 
v. Arnim. Hanſemann. v. Reyher. 
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